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Vorentwurf

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB

Frühz. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öff. Belange gem. § 4 (1) BauGB

Stand: 22.03.2019

PRÄAMBEL

Aufgrund der § 1 Abs. 3 sowie § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie des § 58 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und §§ 80, 84 der Nds.

Bauordnung (NBauO) hat der Rat der Gemeinde Hodenhagen den Bebauungsplan Nr. 36 „1.

Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ mit örtlicher Bauvorschrift, bestehend aus der Planzeichnung

sowie den textlichen Festsetzungen und den örtlichen Bauvorschriften beschlossen.

Hodenhagen, den     L. S.

Der Samtgemeindebürgermeister

       

VERFAHRENSVERMERKE

Kartengrundlage

 Automatisierte Liegenschaftskarte

Maßstab: 1 : 1.000

Gemeinde Hodenhagen

Gemarkung Hodenhagen

Flur 15 und 16

Die diesem Bebauungsplan zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens

sind nach § 5 des Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen

geschützt. Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nicht gewerbliche Zwecke gestattet, § 5 (3) Nds.

Gesetz über das amtliche Vermessungswesen.

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom

……………..). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen

geometrisch einwandfrei. Die neu zu bildenden Grenzen lassen sich einwandfrei in die Örtlichkeit

übertragen.

         (Siegel)

                                                                             Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Unterschrift

Planverfasser

Der Bebauungsplan Nr. 36 „1. Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ mit örtlicher Bauvorschrift

wurde ausgearbeitet von:                 H&P Ingenieure GbR

Albert-Schweitzer-Straße 1

30880  Laatzen

Laatzen, den

Planverfasser

Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Hodenhagen hat in seiner Sitzung am …………….. die Aufstellung des

Bebauungsplans Nr. 36 „1. Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ mit örtlicher Bauvorschrift

beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am …………….. ortsüblich bekannt

gemacht worden.

Hodenhagen, den     L. S.

Der Samtgemeindebürgermeister

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Hodenhagen hat in seiner Sitzung am ……………..

dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 36 „1. Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ mit örtlicher

Bauvorschrift und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2

BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am …………….. ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 36 „1. Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ mit örtlicher

Bauvorschrift und der Begründung haben vom …………….. bis einschließlich ……………..

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Gemäß § 4a Abs. 4 BauGB wurden der Bekanntmachungstext und die Auslegungsunterlagen

auf der Homepage der Gemeinde Hodenhagen zur Verfügung gestellt.

Hodenhagen, den     L. S.

Der Samtgemeindebürgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Hodenhagen hat den Bebauungsplan Nr. 36 „1. Erweiterung

Gewerbegebiet Nord“ mit örtlicher Bauvorschrift nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3

Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am …………….. als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die

dazugehörige Begründung beschlossen.

Hodenhagen, den     L. S.

Der Samtgemeindebürgermeister

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 36 „1. Erweiterung Gewerbegebiet Nord“ mit örtlicher Bauvorschrift ist

gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am …………….. ortsüblich bekannt gemacht worden. Der

Bebauungsplan ist damit am …………….. in Kraft getreten.

Hodenhagen, den     L. S.

Der Samtgemeindebürgermeister

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 36 „1. Erweiterung

Gewerbegebiet Nord“ mit örtlicher Bauvorschrift sind

- die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des

genannten Planwerks gemäß § 214 Abs. 1 BauGB,

- eine gemäß § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das

Verhältnis des Bebauungs- und Flächennutzungsplanes und

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs nicht

geltend gemacht worden.

Hodenhagen, den     L. S.

Der Samtgemeindebürgermeister

§ 1 Zulässige Nutzungen im Gewerbegebiet, GE, § 8 BauNVO

Das Gewerbegebiet (GE) wird gegliedert in die Teilbaugebiete GE 1 bis GE 3. Es dient

vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben.

1.1 Allgemein zulässig sind:

· Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,

· Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,

· Tankstellen.

Von den Gewerbebetrieben aller Art sind im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe ohne

Sortimentsbeschränkung zulässig, sofern sie in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang zu

einem Produktions- oder sonstigen Gewerbebetrieb stehen und dem jeweiligen Betrieb wie folgt

untergeordnet ist: Die VKF  nimmt nicht mehr als 10% der Geschossfläche des Betriebs ein und

ist nicht mehr als 150 m² groß.

Von den Gewerbebetrieben aller Art sind Bordelle, Dirnenunterkünfe oder bordellartig geführte

Betriebe (Massagesalons o.ä.) sowie Beherbergungsbetriebe nicht zulässig.

Von den Gewerbebetrieben aller Art sind selbständige Anlagen zur Erzeugung von Strom aus

solarer Strahlungsenergie als Hauptnutzung nicht zulässig.

1.2 Ausnahmsweise zulässig sind:

· Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und

Baumasse untergeordnet sind,

· Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

1.3 Unzulässig sind:

· Anlagen für sportliche Zwecke,

· Vergnügungsstätten.

§ 2 Abweichende Bauweise, § 22 Abs. 4 BauNVO

Es gilt die abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO. Zulässig sind Gebäudelängen

und -breiten von über 50 m. Im Übrigen gelten die Abstandsvorschriften der Niedersächsischen

Bauordnung.

§ 3 Höhe der baulichen Anlagen, § 18 BauNVO

Die festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen gelten als Maximalwerte.

Als unterer Bezugspunkt für die Bestimmung der Höhe der baulichen Anlagen wird die

Oberkante (Endausbau) der an das Baugrundstück angrenzenden Erschließungsstraße

(Straßenachse) im Bereich der Hauptgrundstückszufahrt festgesetzt. Als oberer Bezugspunkt gilt

der höchste Punkt der Dacheindeckung oder für Gebäude mit Flachdächern die Oberkante des

Gebäudes oder Hauptgesimses. Die festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen können durch

technische oder untergeordnete Bauteile und Anlagen (TA) in begründeten Einzelfällen gemäß

der festgesetzten Höhe überschritten werden.

§ 4 Leitungsrecht § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Das festgesetzte Leitungsrecht dient der Sicherung der Gashochdruckleitung 38a

Lehringen-Kolshorn. Es gilt ein Schutzstreifen von 5 m beidseitig der Achse, der von Bebauung

und Bewuchs freizuhalten ist, ausgenommen oberflächige Befestigungen, z.B. Fahrwege, die bis

zu einem Abstand von 2 m an die Achse der Gasleitung heranrücken dürfen. In Leitungsnähe

sind Erdarbeiten nur nach vorheriger Abstimmung mit ExxonMobilProduction GmbH,

Erdgasproduktionsbetrieb Voigtei, Postfach 1154, 31593 Steyerberg, Tel.: 05769/90

durchzuführen.

§ 5 Oberflächenentwässerung, § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Anfallendes Oberflächenwasser ist auf den Baugrundstücken zur Versickerung zu bringen oder

zu verwenden. Der Bemessungsgrundwasserstand wird mit 24 m üNN definiert.

§ 6 Lärmschutz (Gewerbelärm-Kontingentierung), § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Für das Plangebiet sind entsprechend § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 der BauNVO Festsetzungen in

Form einer Gewerbelärmkontingentierung getroffen.

In den Teilflächen GE 1, GE 2, GE 3 des Plangebietes sind Betriebe und Anlagen zulässig,

deren Geräusche die in der Planzeichnung festgesetzten Emissionskontingente  L

EK

 nach  DIN

45691,  Ausgabe  Dezember  2006,  weder  tagsüber (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts

(22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten:

Es werden richtungsgebundene Zusatzkontingente festgesetzt. Für die dargestellten

Richtungssektoren  A  bis  C liegende  Immissionsorte darf in den Gleichungen (6) und (7) der

DIN45691 das Emissionskontingent L

EK

 der einzelnen Teilflächen durch L

EK

 + L

EK,zus

 ersetzt

werden. Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5.

Bezugspunkt: X = 32541200,00

Y = 5847100,00

Teilfläche Richtungsvektor Zusatzkontingent

Anfang  Ende Tag in dB(A)Nacht in dB(A)

Sektor A 300 90 4 4

Sektor B 90 230 6 6

Sektor C 230 300 0 0

Auf Grund der Auslegung der Kontingente kann die Relevanzgrenze der DIN 45691: „Ein

Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der

Beurteilungspegel L

r,,j

 den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um

mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze)“ nicht angewendet werden.

Grundlage der Festsetzungen ist die schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 36,

Büro TA-D, Düsseldorf, vom 22.03.2019: TA-D 2019-01-03 B-Plan 36, 1. Änderung.

§ 7 Durchlassbauwerk, § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB

An der im Plan markierten Stelle ist ein Durchlassbauwerk für den Entwässerungsgraben zu

errichten. Dieser ist entsprechend der markierten Führung zu verlegen. Die technische

Ausgestaltung des Bauwerks ist mit dem Landkreis Heidekreis als Unterer Wasserbehörde

abzustimmen. Es wird ein wasserrechtlicher Genehmigungsantrag gestellt.

§ 8 Öffentliche Grünflächen, § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Öffentliche Grünfläche 1 - Festsetzung i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB: Innerhalb der öff.

Grünfläche 1 befindet sich der Krusenhausener Bach. Im gekennzeichneten Abschnitt erfolgt die

Umkehrung der Fließrichtung. Hierfür wird ein wasserrechtlicher Genehmigungsantrag gestellt.

Öffentliche Grünfläche 2 - Festsetzung i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB: Innerhalb der öff.

Grünfläche 2 erfolgt der Neubau eines Verbindungsabschnitts zwischen dem Krusenhausener

Bach, vgl. Öff. Grünfläche 1, und dem vorhandenen Entwässerungsgraben Ri. Südosten. Hierfür

wird ein wasserrechtlicher Genehmigungsantrag gestellt.

Öffentliche Grünfläche 3 - Festsetzung i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB: Innerhalb der öff.

Grünfläche 3 befindet sich der Krusenhausener Bach mit einem gewässerbegleitenden

Pflegeweg i.S. des Nds. Wassergesetzes (NWG). Im gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

gekennzeichneten Abschnitt erfolgt ein Rückbau des Gewässers (Konkretisierung der

Maßnahme im Verfahrensverlauf). Hierfür wird ein wasserrechtlicher Genehmigungsantrag

gestellt.

Öffentliche Grünfläche 4 - Festsetzung i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB: Innerhalb der öff.

Grünfläche 4 befindet sich der Entwässerungsgraben … Der gewässerbegleitende Pflegeweg

i.S. des Nds. Wassergesetzes (NWG) wird auf dem Flurstück … gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

gesichert. Weitere Maßnahmen am / im Gewässer sind nicht vorgesehen.

§ 9 Anpflanzungen, § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Im östlichen Seitenraum der Planstraße B sind in einem mittleren Abstand von 15 m

hochstämmige Laubbäume, St.U 12/14, gemäß Pflanzliste zu setzen und dauerhaft zu erhalten,

mind. 5 Stck.

Die festgesetzten Pflanzflächen sind mit standort- und gebietsheimischen Gehölzen gemäß

Pflanzliste zu bepflanzen, im Einzelnen: Im 6,5 m breiten Streifen ist eine dreireihige Bepflanzung

vorzunehmen. Der Abstand zwischen den Reihen beträgt 1 bis 1,50 m, in den Reihen 1,25 bis

1,50 m.  Die einzelnen Gehölzarten sind in Gruppen zu je 5-7 Stck. zu pflanzen. 10% der

Gehölze sind als Heister der Pflanzgröße 100-125 cm zu pflanzen, ansonsten sind Sträucher

70-100 cm (Forstware) zu pflanzen. Alle 10 bis 15 m sind Heister (z.B. Eiche, Esche, Rotbuche,

Hainbuche, Birke) der Pflanzgröße 150-200 cm (alternativ Hochstämme St.U. 10-12 cm) zu

pflanzen und als Überhälter herauszupflegen. Die Pflanzflächen sind gegen Verbiss mit einem

Wildschutzzaun (Höhe mind. 1,60 m) zu sichern. Der Zaun ist frühestens nach 10 Jahren zu

entfernen.

§ 10 Grünordnerisch-landschaftspflegerische Maßnahmen, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB

Für die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzten Gehölze gilt: Bei allen Baumaßnahmen

sind die Bäume im Einwirkungsbereich gemäß DIN 18920 (Schutz von Bäumen,

Pflanzenbeständen und Vegeationsflächen bei Baumaßnahmen, Ausgabe 2002-08) sowie der

RAS-LP 4 (Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4) vor

Beschädigungen zu schützen. Baumstämme sind zum Schutz vor mechanischen Schäden mit

einer mind. 2 m hohen Bohlenummantelung zu versehen. Es ist sicherzustellen, dass der Boden

im gesamten Wurzelbereich (Kronenbereich) nicht überschüttet, durch Befahren verdichtet,

verunreinigt oder abgegraben wird. Abgängige Bäume sind in gleicher Art und an gleicher Stelle

zu ersetzen.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

ALLGEMEINE HINWEISE

I. Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes besteht die Möglichkeit des Auftretens

archäologischer Bodenfunde. Auf das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz (NDSchG), § 6

„Erhaltungspflicht“, § 13 „Erdarbeiten“ und § 14 „Bodenfunde“ wird besonders hingewiesen.

Archäologische Bodenfunde unterliegen der Meldepflicht. Sie sind bei Zutagetreten durch

Baumaßnahmen unverzüglich bei der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises

Heidekreis, Tel.: 05191/970-796, anzuzeigen.

II. Bodenschutz

Bei Bekanntwerden von Anzeichen einer möglichen schädlichen Bodenverunreinigung - z.B.

Vergrabungen (Hausmüll, Bauschutt etc.) oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens

(Verfärbungen, Geruch etc.) - ist die Untere Bodenschutzbehörde, Landkreis Heidekreis,

unverzüglich einzuschalten.

III. Bauverbotszone

Innerhalb der Bauverbotszone von 20 m vom befestigten Fahrbahnrand der Landesstraße L 191

sind gem. § 24 Abs. 1 NStrG jegliche bauliche Anlagen wie Carpots, Garagen, Nebenanlagen,

Lager- und Abstellflächen, Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfanges nicht zulässig.

Ausnahmen bedürfen der ausdrücklichen Zustimmung der Nds. Landesbehörde für Straßenbau

und Verkehr. Nicht zulässig sind außerdem gem. § 24 Abs. 2 NStrG Werbeanlagen, die die

Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigen.

IV. Einsichtnahme von Normen und Regelwerken

Die im Rahmen der Bauleitplanung angesprochenen Normen und Regelwerke, insbesondere die

DIN 45691 und DIN 4109 (vgl. Lärmgutachten), werden bei der Gemeinde Hodenhagen zur

Einsicht bereit gehalten.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT

1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung baulicher Anlagen ist der

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 36.

2. Werbeanlagen

Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leistung zulässig (Fremdwerbeanlagen sind

nicht zulässig). Werbeanlagen dürfen die jeweils zulässigen Höhen baulicher Anlagen nicht

überschreiten. Die festgesetzte Überschreitungsmöglichkeit der festgesetzten Höhen baulicher

Anlagen durch technische oder untergeordnete Bauteile gilt nicht für Werbeanlagen.

3. Regenerative Energien

Bei baulichen Anlagen sind Materialien und baulich notwendige Maßnahmen zur Nutzung

regenerativer Energien, insbesondere der Solarenergie, ausdrücklich zulässig. Es muss

mindestens ein Abstand von 0,5 m zum Randabschluss des Daches eingehalten werden.

4. Ordnungswidrigkeiten

Verstöße gegen diese örtliche Bauvorschrift sind Ordnungswidrigkeiten, § 80 Abs. 3 NBauO, die

mit einer Geldbuße gem. § 80 Abs. 5 NBauO geahndet werden.

Für diese Planung sind folgende Rechtsquellen maßgebend:

- Baugesetzbuch, BauGB, in Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),

- Baunutzungsverordnung, BauNVO, in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S.

3786),

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. l 1991 S. 58), zuletzt geändert durch

Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBL. I. S. 1057).

zu ersetzen.

Für die abgängigen Großgehölze (vgl. „Eingriffsplan“) sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Ersatzpflanzungen im Verhältnis 1:2 bzw. 1:3 (ab Stammdurchmesser > 0,3) vorzunehmen. Die

festgesetzten Einzelbaumpflanzungen im Geltungsbereich werden angerechnet. Die Pflanzung

der Baumreihe ist aus geeigneten Arten gemäß Pflanzliste, Pflanzabstand max. 10 m, St.U.

12/14 vorzunehmen.

Sonstige Regelungen:

Um Beeinträchtigungen von nachtaktiven Insekten und anderen lichtempfindlichen Tierarten zu

verringern, sind bei der Straßenbeleuchtung sowie der Außenbeleuchtung an Gebäuden

ausschließlich insektenfreundliche Lampen wie z.B. Natriumdampfhochdrucklampen

(SE/ST-Lampen) oder LED´s zu verwenden, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB. Außenbeleuchtung ist

nach unten auszurichten, es sei denn betriebliche Erfordernisse (z.B. der Sicherheit) verlangen

zwingend und nachweislich eine andere Ausrichtung. Werbeanlagen mit wechselndem,

bewegtem oder laufendem Licht und Booster (Lichtwerbung am Himmel) sind nicht zulässig.

§ 11 Pflanzliste, § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Standortheimische Gehölze

Sträucher:

-  Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)

-  Haselnuss (Corylus avellana)

-  Zweigriffliger Weißdorn (Crateagus laevigata)

-  Pfaffenhütchen (Euonymus europaea)

-  Schlehe (Prunus spinosa)

-  Hundsrose (Rosa canina)

-  Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)

-  Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)

-  Salweide (Salix caprea `Mas`)

-  Kornelkirsche (Cornus Mas)

Bäume und Heister:

-  Feldahorn (Acer campestre)

-  Spitzahorn (Acer platanoides)

-  Hainbuche (Carpinus betulus)

-  Vogelkirsche (Prunus avium)

-  Stieleiche (Quercus robur)

-  Eberesche (Sorbus aucuparia)

-  Rotbuche (Fagus sylvatica)

-  Obstbäume und Wildobst (z.B. Wildbirne, Wildapfel, Vogelkirsche)

§ 12 Besondere Maßnahmen des Artenschutzes, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Bei sämtlichen Baumaßnahmen sind die Schutzbestimmungen des Bundesartenschutzrechts

einzuhalten. Das Fällen von Gehölzen sind zum Schutz von Brutvögeln nur in der Zeit vom 01.

Oktober bis zum 28. Februar zulässig (in Anlehnung an § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG).

Ausnahmeregelungen bedürfen der Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde. Dabei gilt als

Voraussetzung: Potenzielle Höhlenbäume sind durch eine fachkundige Person insb. auf

Fledermausbesatz zu überprüfen. Eine Fällung findet erst statt, wenn eine gegenwärtige Nutzung

durch einzelne Tiere mit ausreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann. Je nach Anzahl

der Quartierverluste sind im Umfeld des Eingriffs geeignete Ersatzquartiere (z.B.

Fledermauskästen) anzubringen.

Die Baufeldfreimachung ist außerhalb des Zeitraums zwischen Mitte März und Mitte August

durchzuführen.

§ 13 Kompensation extern, § 9 abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. 1a Abs. 3 BauGB

Es sind weitere Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs nachzuweisen.

Gemäß aktueller Ermittlung zum Vorentwurf ist der Nachweis von 162.000 Wertpunkten gemäß

Modell des Nds. Städtetages (2013) erforderlich. In den Maßnahmenflächen enthalten sein muss

die Pflanzung von 200 standortheimischen Bäumen.

Die Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs sind bis zum

Satzungsbeschluss hinsichtlich Art und Umfang sowie räumlicher Lage verbindlich festzulegen

und vertraglich zu sichern. U.a. sind CEF-Maßnahmen zu Gunsten artenschutzrechtlich

geschützter Tiere erforderlich. Soweit erforderlich sind in Anspruch genommene

Grundstücksflächen bis zum Satzungsbeschluss dinglich zu sichern (Grunddienstbarkeit).

Alternativ ist eine Ablösung der Kompensationsanforderungen über eine geeignete Institution

(z.B. Naturschutzstiftung Heidekreis) zulässig.

§ 14 Durchführung / Zuordnung der Maßnahmen zur Kompensation, § 1a Abs. 3 BauGB /

Überwachung

Die Pflanz- und Kompensationsmaßnahmen werden durch den Eingriffsverursacher hergestellt,

gepflegt und dauerhaft erhalten. Sämtliche Kompensationsmaßnahmen gemäß §§ 8 - 13 werden

dem durch den Bebauungsplan Nr. 36 verursachten Eingriff zugeordnet. Die Überwachung der

Kompensationsmaßnahmen erfolgt durch die Gemeinde Hodenhagen. Auf Grundlage von § 178

BauGB kann die Gemeinde Hodenhagen den Eigentümer durch Bescheid verpflichten, sein

Grundstück innerhalb der gesetzten Frist entsprechend der Festsetzungen des

Bebauungsplanes zu bepflanzen.

PLANUNTERLAGE

Vorhandene Gebäude

Flurstücksgrenzen mit Messpunkt

Flurstücksnummer

PLANZEICHENLEGENDE

Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiete, GE1-GE3, siehe § 1 der textl. Festsetzungen

(§ 8 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

(§ 23 BauNVO)

Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11  BauGB)

Straßenverkehrsflächen, öffentlich

Straßenbegrenzungslinie

Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünflächen, öffentlich, hier: Entwässerungsgraben 1 - 4,

siehe § 7 der textl. Festsetzungen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung

von Boden, Natur und Landschaft, siehe § 9 der textl. Festsetzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25  BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a  BauGB)

Anpflanzen: Bäume

Erhaltung: Bäume

Sonstige Planzeichen

Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind

Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,

oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

(§ 16 Abs. 5 BauNVO)

GE

Durchlassbauwerk, siehe § 8 der textl. Festsetzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16a BauGB)

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl, GRZ

(§ 19 BauNVO)

Oberkante, als Höchstmaß

0,8

13,5 mOK

Abweichende Bauweise, siehe § 2 der textl. Festsetzungen

(§ 22 Abs. 4 BauNVO)

a

(§ 18 BauNVO)

Emissionskontingente  L

EK

, siehe § 6 der textl. Festsetzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

59 / 44 dB(A)

Gemeinde Hodenhagen

Landkreis Heidekreis

Bebauungsplan Nr. 36

"1. Erweiterung Gewerbegebiet Nord"

mit örtlicher Bauvorschrift

Übersichtsplan

Plangebiet markiert

18
24

3

M. 1:1000
N

0 10 50 m205

ohne Maßstab

Quelle:  http://www.landkreis-verden-navigator.de/
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